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3 W 220/06
9 O 502/05

LG Bonn

OBERLANDESGERICHT KÖLN

BESCHLUSS

In dem Rechtsstreit

der ... mbH, vertreten durch ihre Geschäftsführer, ....

Beklagte und 

Beklagte und Beschwerdeführerin.

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. ....

g e g e n

Herrn Rechtsanwalt Herbert Spoelgen, handelnd als Testamentsvollstrecker, 

Thomas‑Mann‑Str. 45, 53111 Bonn,

Kläger und Beschwerdegegner,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Spoelgen, Thomas‑Mann‑Str. 45,  53111 Bonn - 

hat der 3. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Köln 

durch seine Mitglieder Lampenscherf, Gurba und Kremer 

am 02.05.2006 

beschlossen:

Die Beschwerde der Beklagten vom 03.02.2006 gegen den Beschluss des

Landgerichts Bonn vom 23.01.2006 ‑9 0 502/05 ‑ in der Form des Nichtabhilfebeschlusses vom 15.03.2006 ‑ wird zurückgewiesen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens trägt die Beklagte.

GRÜNDE:

I.

Der Kläger verwaltet als Testamentsvollstrecker den Nachlass des verstorbenen 
Herrn ..., zu dem u.a. ein Grundstücksanteil von 45/100 gehört, für die Vorerbin ..., eine Töchter des Erblassers, die aufgrund der Erb​folge Eigentümerin des 45/100 Grundstücksanteils ist. Im Grundbuch sind die Vorer​benstellung und ein Testamentsvollstreckervermerk bezüglich des 45/1000 Grund​stücksanteils eingetragen. Die Beklagte hat aufgrund eines gegen die Vorerbin des Erblassers erwirkten Titels die Eintragung einer Zwangshypothek in den der Testa​ments​vollstreckung unterliegenden Grundstücksanteil 45/100 erwirkt. Hiergegen hat der Kläger beim Landgericht Bonn die vorliegende Drittwiderspruchsklage erhoben. Nachdem aufgrund der vom Kläger gleichzeitig eingereichten Grundbuchbeschwer​de das Grundbuchamt die Löschung der Zwangshypothek vorgenommen hat, haben die Parteien den Rechtsstreit in der Hauptsache übereinstimmend für erledigt er​klärt.

Die Beklagte wendet sich mit der Beschwerde vom 3.2.2006, beim Landgericht Bonn eingegangen am 6.2.2006, gegen den Beschluss des Landgerichts Bonn vom 23.1.2006, mit dem ihr gemäß § 91 a ZPO die Kosten des in der Hauptsache erledigten Rechtstreits auferlegt worden sind. Wegen des Sachverhalts im einzelnen wird auf den angegriffenen Beschluss Bezug genommen. Die Beklagte macht geltend, dass dem Kläger für die erhobene Drittwiderspruchsklage das erforderliche Rechtsschutzinteresse gefehlt habe. Die gleichzeitig vom Kläger gegen die eingetragene Zwangshypothek eingereichte Beschwerde nach § 71 GBO sei der kürzere, einfachere und billigere Weg gewesen. Das Landgericht Bonn hat der Beschwerde der Beklagten nicht abgeholfen. Wegen der Begründung im einzelnen wird auf den Nichtabhilfebeschluss vom 15.3.2006 Bezug genommen.

II.

Die gemäß § 91 a Abs. 2 ZPO statthafte und auch im übrigen zulässige Beschwerde hat in der Sache keinen Erfolg. Das Landgericht Bonn hat der Beklagten zu Recht die Kosten des in der Hauptsache erledigten Rechtsstreits nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung des bisherigen Sach‑ und Streitstandes auferlegt, weil die erhobene Drittwiderspruchsklage ursprünglich zulässig und auch begründet war.

Zutreffend hat das Landgericht angenommen, dass für den Kläger das erforderliche Rechtsschutzinteresse zur Erhebung der Drittwiderspruchsklage (§ 771 ZPO) bestand. Das Rechtsschutzinteresse besteht, wenn der Kläger das mit der Drittwiderspruchsklage angestrebte Ziel nicht auf einfachere und billigere Weise erreichen kann. Das ist der Fall. Mit der erhobenen Drittwiderspruchsklage begehrte der Kläger die Unzulässigkeit der von der Beklagten in den Miteigentumsanteil betriebenen Zwangsvollstreckung, weil der gegen die Vorerbin gerichtete Titel der Beklagten keine Nachlassforderung betraf und es an einem Titel gegen den Kläger als Testamentsvollstrecker fehlte (§ 748 ZPO). Wird ohne einen Titel gegen den Testamentsvollstrecker in den seiner Verwaltung unterliegenden Nachlass vollstreckt, kann er hiergegen sowohl Drittwiderspruchsklage als auch Erinnerung bzw. sofortige Beschwerde (§§ 766, 793 ZPO) einlegen (Zöller‑Stöber, ZPO, 25. Auflage, § 748 Rndr. 10). Da die Beklagte im Wege der, Zwangsvollstreckung gemäß § 867 ZPO die Eintragung einer Zwangshypothek in den der Verwaltung des Kläger unterliegenden 45/100 Grundstücksanteil erwirkt hat, schließt die Beschwerde nach § 71 GBO die Rechtsbehelfe der §§ 766,793 ZPO aus, wie das Landgericht zutreffend festgestellt hat (vgl. OLG Köln RPfleger 2004,478; Schuschke‑Walker Vollstreckung und Vorläufiger Rechtsschutz, § 867 ZPO Rndr. 28). Dass der Kläger gleichzeitig neben der Drittwiderspruchsklage eine Grundbuchbeschwerde eingelegt hat, schließt jedoch das Rechtsschutzinteresse des Klägers für die Klage nach § 771 ZPO nicht aus. Mit einer Grundbuchbeschwerde kann gemäß § 71 Abs. 2 GBO die Anweisung des Grundbuchamtes verlangt werden, einen Widerspruch nach § 53 GBO einzutragen oder eine Löschung vorzunehmen. Dieser Rechtsbehelf bezieht sich auf die konkrete Zwangsvollstreckungsmaßnahme, nämlich die Eintragung der Zwangshypothek, die verfahrensfehlerhaft wegen des fehlenden Titels gegen den Testamentsvollstrecker bzw. wegen Nichtbeachtung des Testaments​vollstrecker​vermerks im Grundbuch nicht hätte eingetragen werden dürfen; sie richtet sich gegen das Grundbuchamt. Demgegenüber hat der Kläger mit der gegen den Voll​streckungs​​gläubiger erhobenen Drittwiderspruchsklage das Ziel verfolgt, die aus dem Titel gegen die Vorerbin betriebene Zwangsvollstreckung in den 45/100 Miteigentumsanteil für unzulässig zu erklären, weil sich gemäß § 2214 ZPO Gläubiger des Erben, die nicht zu den Nachlassgläubigern gehören, nicht an die der Verwaltung des Testamentsvollstreckers unterliegenden Nachlassgegenstände halten können. Das mit der Drittwiderspruchsklage verfolgte Rechtsschutzziel bezieht sich nicht nur auf die konkrete Zwangsvollstreckungsmaßnahme, sondern geht darüber hinaus, indem die weitere Vollstreckung aus dem fraglichen Titel in den Vollstreckungsgegenstand ein für allemal für unzulässig erklärt wird und insoweit materiellrechtliche Wirkung entfaltet; aus diesem Grund werden, wenn sowohl Verfahrensnormen verletzt als auch in die materielle Berechtigung des Dritten eingegriffen wird, die Erinnerung nach § 766 ZPO als auch die Drittwiderspruchs​klage nach § 771 ZPO nebeneinander für zulässig gehalten (Schuschke‑Walker a.a.0. § 771 ZPO Rndr. 4 m.w.N.; Stein-​Jonas-Münzberg, § 766 ZPO Rndr. 60 und § 771 ZPO Rndr. 81 m.w.N.). Dies ist auf die Situation der Zulässigkeit der gleichzeitigen Geltendmachung der Beschwerde nach § 71 GBO und der Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO übertragbar. Ausnahmsweise soll allerdings dann, wenn eine Erinnerung nach § 766 ZPO erkennbar ohne Risiko zum Ziel führt, für eine Widerspruchsklage das Rechtsschutzinteresse fehlen (Brox‑Walker, Zwangsvollstreckungsrecht, Rndr. 1406 m.w.N.). Diese Voraussetzungen liegen indes nicht vor, unabhängig davon, ob man dieser Ansicht folgen will. Dass aufgrund der Beschwerde nach § 71 GBO bereits die Löschung der Hypothek herbeigeführt wird und nicht erst nur ein Widerspruch zur Eintragung kommt, davon konnte der Kläger, der aufgrund seiner Stellung als Testamentsvollstrecker und Rechtsanwalt verpflichtet ist, den sicheren Weg zu gehen, nicht ohne weiteres ausgehen. Angesichts der Reaktion der Beklagten auf die vorgerichtlichen Anschreiben des Klägers zur rechtlichen Situation konnte er auch nicht davon ausgehen, dass die Beklagte von einer weiteren Zwangsvollstreckung künftig Abstand nimmt. 

Sofern die Beklagte ihre Beschwerde damit begründet, dass die Erledigungs​erklärung des Klägers zeige, dass es ihm tatsächlich nur auf die Löschung der konkreten Zwangsvollstreckungsmaßnahme angekommen sei, rechtfertigt dies keine andere Beurteilung. Denn die aufgrund der Beschwerde des Klägers nach § 71 GBO erfolgte Löschung der Zwangshypothek im Grundbuch führte dazu, dass die Zwangsvollstreckung damit "beendet" war und deshalb das Rechtsschutzinteresse für die Weiterverfolgung der Klage nach § 771 ZPO entfiel.

Die von der Beklagten zitierte Entscheidung des BGH vom 22.6.77 zum Verhältnis einer negativen Feststellungsklage zu einer Erinnerung nach § 766 ZPO ist, worauf das Landgericht zutreffend im Nichtabhilfebeschluss hingewiesen hat, für die vorliegende Fallgestaltung, die das Verhältnis von Zwangsvollstreckungs​rechts-behelfen zueinander betrifft, unerheblich.

Die Kostenentscheidung folgt aus 97 Abs. 1 ZPO.

Lampenscherf 



Gurba  



Kremer

